
»Unterschätztes Potenzial«
Der Politikwissenschaftler Özgür Özvatan über Wählerinnen undWähler mit Migrationshintergrund,
die Versäumnisse der etablierten Parteien und die gezielten Strategien der politischen Ränder

Herr Özvatan, in Ihrem Buch „Jede
Stimme zählt“ bezeichnen Sie Wäh-
lerinnen und Wähler mit Migrati-
onshintergrund als „Game
Changer“.Wasmeinen Sie damit?
Mehreres. Einerseits ist der Wettbe-
werb zwischen den Parteien sehr eng:
Was hätten die Grünen oder die SPD
bei der letzten Bundestagswahl
schon allein für zwei Prozentpunkte
gegeben? Zugleich geht es um sehr
viele Menschen: Dieses Jahr hatten
16,6 Prozent der Wahlberechtigten ei-
nen Migrationshintergrund, 2029
dürften es 25 bis 30 Prozent sein. Da-
hinter stecken Entwicklungen wie
Einbürgerungen und das Erreichen
des Wahlalters einer Generation, in
der über 40 Prozent einen Migrati-
onshintergrund haben. In der Ge-
samtbevölkerung trifft das schon
jetzt auf 30 Prozent zu.

Wird dieses Potenzial von den Par-
teien richtig eingeschätzt?
Es wird massiv unterschätzt. Natür-
lich wählen Migrantengruppen nicht
en bloc eine Partei. Aber ein Zulauf
von fünf Prozent wäre gut möglich,
wenn etwa ein konservatives oder
progressives Drittel gezielt angespro-
chen würde. Ein Grund für das Unter-
schätzen ist, dass Abgeordnete laut
einer Vergleichsstudie zwischen
sechs westlichen Ländern ihr Bild
von der öffentlichen Meinung vor al-
lem aus drei hochselektiven Quellen
beziehen: dem Bekanntenkreis, Ge-
sprächen imWahlkreisbüro und Qua-
litätsmedien. Diese Selektivität führt
zu einer verzerrten Wahrnehmung.
Diese könnte durch repräsentative
Umfragen und Erkenntnisse rejus-
tiert werden – aber offenbar sind die-
se als Quellen für Abgeordnete kaum
relevant. So bleiben die Probleme
verschiedener Wählergruppen struk-
turell ausgeblendet, insbesondere die
der Wähler mit Migrationshinter-
grund.

Was folgt daraus?
Die Missverständnisse beginnen
schon damit, was diese Menschen
umtreibt. Viele Parteien folgen dem
Irrglauben, sie seien vor allem an in-
tegrationspolitischen Fragen interes-
siert. Das ist falsch. Eine Umfrage des
Deutschen Zentrums für Integrati-
ons- und Migrationsforschung (De-
ZIM) mit Sitz in Berlin hat gezeigt:
Auch für diese Gruppen sind vor al-
lem Themen wie Sicherheit, Wirt-
schaft und Arbeit zentral.

Aber diese Politikfelder bespielen
die Parteien doch. Müssten sie Wäh-
ler mit Migrationshintergrund nicht
automatisch erreichen?
Nein, weil die demokratischen Partei-
en versäumen, sie zielgruppenspezi-
fisch zu adressieren. Gehen Politike-
rinnen und Politiker zu einer Ge-
werkschaft oder einem Arbeitgeber-
verband, passen sie ihre „Talking
Points“ stets treffsicher an. Bei Russ-
landdeutschen, Türkeistämmigen,
muslimischen oder Schwarzen Men-
schen passiert das kaum – in der digi-
talen Welt noch weniger als in der
analogen. Dabei bietet diese dank ih-
rer algorithmischen Funktionsweise
die Chance, in kürzester Zeit be-
stimmte Gruppen gezielt anzuspre-
chen.

Gilt die mangelnde Ansprache von
Menschen mit Migrationshinter-
grund für alle Parteien?
Nein, insbesondere die AfD spricht
programmatisch ganz gezielt ver-
schiedene Migrantengruppen an.
Wenn AfD-Abgeordnete im russi-
schen Staatsfernsehen sprechen oder
sich in Deutschland als Putin-Verste-
her äußern, zielt das klar auf eine

russlandnahe Klientel. Auch andere
Gruppen finden auf Tik Tok & Co. ei-
ne ganze Reihe Videos, in denen sich
Politiker wie Maximilian Krah schüt-
zend vor Staatsmänner wie Erdoğan

stellen, oder in Clips für Türkeistäm-
mige gezielt konservative bis queer-
feindliche Familienwerte betonen, et-
wa nach dem Motto: „Wollt ihr, dass
eure Kinder ,umgedreht‘ werden? Wir
sind die, die das verhindern können.“
So kombiniert die AfD inhaltliche
Nachfrage und Community-Anspra-
che.

Und so kann eine ansonsten mi-
grationsfeindliche Partei bei diesen
Wählern punkten?
Wer selbst zugewandert ist, ist nicht
automatisch für weitere Zuwande-

rung. Außerdem kommuniziert die
AfD gezielt in eine migrantisch-kon-
servative bürgerliche Mitte hinein,
die von den etablierten Parteien nicht
angesprochen wird. Und sie setzt
– erfolgreich – darauf, dass der hoch-
optimierte Algorithmus von TikTok
diese Inhalte organisch in die adres-
sierten Räume trägt.

Auch der Partei Die Linke wurde
ein geglückter digitaler Bundestags-
wahlkampf attestiert.
Ja, sie hat – weit über die TikToks von
Heidi Reichinnek hinaus – überra-
schend gut performt. Sie hat zum
Beispiel auch gute Beispiele für einen
hybriden Wahlkampf geboten: Ferat
Koçak, der das erste Direktmandat
außerhalb Ostdeutschlands holte, ist
in Berlin-Neukölln von Haustür zu
Haustür gegangen, und hat das digi-
tal verbreitet. Das ist nicht zuletzt
sehr ressourceneffizient. Die Linke
hat es auch verstanden, politische
Botschaften mit dem Zeitgeist von
Plattformen zu verbinden. Es gab
Kurzvideos mit einem tanzenden
Gregor Gysi, die zugleich eine politi-
sche Message bieten. Von Olaf Scholz
gabt es etwas Ähnliches: Er steht ne-

ben dem tanzenden schwarzen Tik-
Toker Brooklyn, ohne jedoch eine po-
litische Botschaft zu verbreiten. Doch
die Erfolgsformel lautet eben nicht
„Entertainment statt Message“. Son-
dern „Entertainment mit Message.“

Warum bekommen die einen eine
attraktive digitale Ansprache hin,
die anderen nicht?
Zum einen kann eine Partei wie Die
Linke mit radikaleren Forderungen
stärker emotionalisieren. Das bringt
algorithmische Vorteile: Je häufiger
Nutzerinnen und Nutzer liken und
kommentieren, desto stärker verbrei-
ten sich Inhalte. Das heißt aber nicht,
dass Parteien der Mitte chancenlos
sind. Eine große Rolle spielt, dass die-
se mit Beratungsagenturen arbeiten,
die ebenfalls noch nicht in der Reali-
tät einer migrantischeren Wähler-
schaft angekommen sind. Ein Para-
debeispiel dafür, was passiert, wenn
weder die Abgeordneten noch die
Dienstleister die diversifizierten Le-
benswelten verstehen, ist ein zwei Ta-
ge vor der Wahl von Robert Habeck
gepostetes Foto, das ihn mit Annale-
na Baerbock auf einem „Döner-Date“
zeigt. Der Kommentar: „Einmal

Wahlkampf mit alles und scharf“.
Mehr Cringe, mehr Fremdscham, ist
kaum möglich – und so erzeugt man
mehr Abwanderung als Zulauf.

Auch bei der Repräsentation hinkt
der Deutsche Bundestag statistisch
hinterher: Laut Mediendienst Inte-
gration haben 11,6 Prozent der Ab-
geordneten einen Migrationshinter-
grund – gegenüber rund 30 Prozent
in der Bevölkerung. Worauf führen
Sie das zurück?
Alle etablierten Parteien tun sich mit
der Rekrutierung von Migrantinnen
und Migranten schwer. Ein häufiges
Problem ist, dass die, die in die Politik
einsteigen, sich mit der Unterstellung
konfrontiert sehen, „ethnische Klien-
telpolitik“ zu betreiben. Sie stehen
ständig zwischen der Frage, Integrati-
ons- oder anderweitige Fachpolitik
zu betreiben, statt beides zusammen-
zudenken. Das führt zu Reibungsver-
lusten: Laut einer Studie der Robert-
Bosch-Stiftung bleiben Abgeordnete
mit Migrationshintergrund im
Schnitt vier Jahre kürzer im Parla-
ment, über 80 Prozent verlassen den
Bundestag unfreiwillig.

In Ihrem Buch spielen Sie mit der
Idee einer „postmigrantischen Par-
tei“.Halten Sie das für realistisch?
Ich halte es für möglich. Allerdings
geht es dabei nicht um eine „migran-
tische“ Partei, sondern um eine
„postmigrantische“.

Was bedeutet das?
Eine solche Partei würde ein progres-
sives, plurales Angebot für alle ma-
chen – ob mit oder ohne Migrations-
geschichte; passend dazu, dass unse-
re Lebenswelten ohnehin sehr verwo-
ben sind. Sie könnte all jene binden,
die von den „Wenn und Abers“ der
etablierten Parteien frustriert sind
und eine radikale Verteidigung der im
Grundgesetz verankerten offenen
und pluralen Demokratie fordern. Ich
halte nicht für ausgeschlossen, dass
eine solche Partei auf Anhieb zehn
bis 15 Prozent erreichen könnte, also
in etwa so viele wie Grüne oder SPD.
Und sollten die demokratischen Par-
teien die Nachfrage in progressiven
Wählergruppen weiterhin nicht be-
dienen, könnte eine solche Partei wo-
möglich sogar über
20 Prozent klettern. Das würde zu ei-
ner tektonischen Verschiebung im
Parteienspektrum führen.

Sehen Sie eine Chance für die de-
mokratischen Parteien, das Ruder
herumzureißen und diese Wähler-
gruppen zu erreichen?
Ja, das ist die positive Botschaft: Die
Versäumnisse liegen bei den demo-
kratischen Parteien. Also liegt auch
der Hebel in ihrer Hand – allerdings
womöglich nicht mehr lange. Nötig
dafür wäre, dass die Parteien sich ei-
nem Dreiklang der Transformation
unterziehen: von einem Bewusstsein
über die postmigrantische Wähler-
schaft über die systematische Inte-
gration von Community-Wissen bis
hin zu einem passgenauen inhaltli-
chen und kommunikativen Angebot.
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